
gesellschaftliches Eigentum angestiegen sind. Wenn es 
sich in der Mehrzahl der Fälle auch um solche handelt, 
die nicht so schwere Angriffe gegen das gesellschaft­
liche Eigentum darstellen, daß die Anwendung des 
VESchG erforderlich gewesen wäre, so zeigt doch die 
Tatsache, daß in fast 70 Prozent der Verfahren Geld­
strafen und geringe Freiheitsstrafen ausgesprochen 
wurden, daß die Notwendigkeit, dem gesellschaftlichen 
Eigentum besonderen Schutz zu gewähren, nicht immer 
voll erkannt worden ist. Das kommt auch darin zum 
Ausdruck, daß nur in sehr geringem Umfang von der 
Möglichkeit, Gesetzesverletzungen von Staatsorganen 
oder gesellschaftlichen Organisationen unter Anwen­
dung des § 4 StPO zu kritisieren, Gebrauch gemacht 
worden ist. Läßt schon in vielen Urteilen der Tenor 
nicht erkennen, daß g e s e l l s c h a f t l i c h e s  Eigen­
tum gestohlen oder unterschlagen worden ist, so muß 
man in den Urteilsgründen oftmals eine Beschäftigung 
mit der Frage vermissen, worin gerade dig im jeweili­
gen Angriff liegende Gefährlichkeit in Erscheinung tritt 
und weshalb es notwendig ist, das gesellschaftliche Eigen­
tum vor solchen Angriffen zu schützen. Die teilweise 
noch vorhandene Unterschätzung der Bedeutung des 
gesellschaftlichen Eigentums für die weitere Festigung 
der Grundlagen des Sozialismus in der Deutschen 
Demokratischen Republik findet schließlich noch ihren 
Ausdruck in einer gewissen „Rabattgewährung“ durch 
die falsche Anwendung des § 348 StPO.

Diese Einführung bot die Grundlage für eine sehr 
ausführliche Diskussion, in der Direktoren und Richter 
zu ihrer eigenen Arbeit Stellung nahmen. Allerdings 
zeigte sich bei einer Reihe von Diskussionsbeiträgen, 
daß an die zu behandelnden Fragen nicht immer vom 
Standpunkt der Parteilichkeit herangegangen worden 
ist. Deshalb nahm der anwesende Instrukteur des Mini­
steriums der Justiz Veranlassung, darauf hinzuweisen, 
daß es jetzt unsere Aufgabe sei, alles neu zu durch­
denken und abzuwägen, ob es der neuen politischen 
Situation entspricht. Er lenkte die Aufmerksamkeit der 
Tagungsteilnehmer darauf, in den Entscheidungen die 
Parteilichkeit stärker zürn Ausdruck zu bringen. Daß 
bei manchen Gerichten oftmals der Schutz des privaten 
und persönlichen Eigentums gegenüber dem gesell­
schaftlichen Eigentum noch im Vordergrund steht, be­
wies er am Beispiel eines Urteils des Kreisgerichts 
Reichenbach. Dieses Gericht hatte bei einer Unterschla­
gung volkseigener Gelder von mehr als 1200 DM durch 
einen Viehaufkäufer des VEAB die Anwendung des 
VESchG u. a. mit der Begründung abgelehnt, der Scha­
den sei nicht besonders erheblich. Dabei heißt es in 
dem Urteil, die Bauern hätten ihren Schaden durch 
den VEAB ersetzt bekommen. Den Schaden, der dem 
VEAB durch die Unterschlagung zugefügt worden ist, 
hat das Gericht offenbar gar nicht erkannt. Diese Ent­
scheidung zeigt die mangelnde Parteilichkeit des Ge­
richts mit aller Deutlichkeit. Nicht auf den dem VEAB 
zugefügten Schaden kam es dem Gericht an, sondern 
allein darauf, daß das persönliche Eigentum der Bauern 
geschützt wird.

Im Laufe der Diskussion nahm dann auch Ober­
richter Schreiter zur Frage der Parteilichkeit Stellung. 
Seine Ausführungen verdienen besondere Beachtung. 
Bei der Durchsicht einiger Urteile hatte er festgestellt, 
daß in den meisten Urteilen zwar am Anfang große 
Ausführungen über Grundsätze und Bedeutung des 
Volkseigentums gemacht werden, daß aber die Schilde­
rung der Tat und die Strafe in keinem Zusammen­
hang mit diesen Ausführungen stehen und nichts von 
dem erkennen lassen, was am Anfang gesagt worden 
ist. Er nannte einige Beispiele, mit denen er über­
zeugend nachwies, daß die Gesellschaftsgefährlichkeit 
zwar mit allgemeinen Worten genannt, nicht aber im 
einzelnen dargelegt werde, worin die Gesellschafts­
gefährlichkeit des konkreten Verbrechens tatsächlich 
besteht. Auch die Strafe zeugt -nicht davon, daß der 
höhere Schutz des Volkseigentums gegenüber privatem 
und persönlichem Eigentum erkannt worden ist.

In einer Reihe weiterer Diskussionsbeiträge wurden 
dann Beispiele und Anregungen gegeben, deren Be­
achtung und Nachahmung geeignet sind, die Arbeit 
der Gerichte vor allem in der Aufklärung, aber auch

in der Rechtsprechung zu verbessern und besondere 
Schwerpunkte und Tendenzen zu erkennen und ihnen 
entgegenzuwirken.

So berichtete z. B. der Direktor des Kreisgerichts 
Stollberg, daß unter den jugendlichen Verkäuferinnen 
und Lehrlingen der HO und des Konsum die Ansicht 
verbreitet ist: „Uns kann ja nicht viel passieren. Wenn 
wir geschnappt werden, kriegen wir eine Verwarnung 
und weiter nichts“. Aus dieser Einstellung heraus 
nehmen sie es dann nicht so genau mit kleinen Dieb­
stählen und Naschereien von Süßigkeiten usw. Dieser 
Tendenz ist das Kreisgericht dadurch entgegengetreten, 
daß es zu einem Prozeß etwa 200 Jugendliche — Ver­
käuferinnen und Lehrlinge — eingeladen hat. In 
weiteren Veranstaltungen hat man den Jugendlichen 
an Beispielen und an Hand einiger einfacher Rech­
nungen die Größe des Schadens gezeigt, der durch die 
Wegnahme auch im einzelnen nur geringwertiger Gegen­
stände entsteht, wenn sich diese Werte durch die 
Handlungen mehrerer summieren. Die Ansicht der 
Jugendlichen, eine Verwarnung sei ja „nicht so 
schlimm“, gibt aber auch einen. Hinweis darauf, wie 
notwendig es ist, eine Verwarnung mit dem erforder­
lichen Ernst und Nachdruck auszusprechen, damit auch 
wirklich eine erzieherische Wirkung erzielt werden 
kann.

Bei der Anordnung der Erziehungsmaßnahmen darf 
das Gericht nicht schematisch arbeiten. Es muß sich 
darüber Gedanken machen, wie sich die getroffene 
Maßnahme auf den Jugendlichen auswirkt und welche 
den besten erzieherischen Erfolg verspricht. Bei 
größeren Angriffen gegen das gesellschaftliche Eigen­
tum wird im gegebenen Fall auch auf eine Freiheits­
entziehung nicht verzichtet werden können.

Das Kreisgericht Marienberg hat, um ein weiteres 
Beispiel zu nennen, die Gerichtskritik nicht nur dazu 
benutzt, auf Gesetzesverletzungen hinzuweisen, sondern 
hat in dem Beschluß nach § 4 StPO zugleich An­
regungen gegeben, wie solche Verstöße zu vermeiden 
sind. Die Kritik mit den Hinweisen ist dann in einer 
Besprechung mit den Verkaufsstellenleitern, an der 
auch das Gericht teilnahm, ausgewertet worden.

Schließlich sei noch erwähnt, daß das Kreisgericht 
Annaberg durch Einschaltung einer Schöffin einen Er­
fahrungsaustausch zwischen HO und Konsum organi­
siert hat. In den dort anhängigen Verfahren war dem 
Kreisgericht bekanntgeworden, daß die Kaderarbeit 
beim Konsum schlecht, bei der HO aber recht gut ist. 
Damit die Kaderarbeit beim Konsum verbessert werden 
kann, hat es einen Erfahrungsaustausch der beiden 
Kaderabteilungen vorgeschlagen, um dessen Durch­
führung sich die Schöffin kümmern wird.

In weiteren Vorschlägen und Hinweisen wurde auf 
die Notwendigkeit hingewiesen, mehr in die Betriebe 
zu gehen, Versammlungen durch die Schöffen in den 
Betrieben vorbereiten zu lassen und z. B. Buchhalter­
tagungen oder Gewerkschaftsversammlungen dazu zu 
benutzen, den Schutz des Volkseigentums zur Sache 
aller Werktätigen zu machen. Oftmals werden gerade 
die kleineren Angriffe gegen das gesellschaftliche 
Eigentum unterschätzt, und in manchen Betrieben ist 
die sog. Betriebsgerichtsbarkeit durch die Tätigkeit der 
Konfliktkommissionen noch nicht überwunden. Der 
Direktor des Kreisgerichts Oelsnitz hat selbst in 
Sitzungen der Konfliktkommissionen gegen eine solche 
Praxis Stellung genommen. Die Aufklärung in der 
Presse — besonders in den Betriebs- und Wand­
zeitungen — muß durch geeignete Beiträge verstärkt 
werden.

Wenn auch einige Diskussionsredner nur formal der 
Reihe nach über die erledigten Verfahren berichteten, 
ohne die Arbeit selbst zu analysieren, so kann diese 
Tagung im großen und ganzen doch als Arbeitstagung 
angesehen werden, auf der unter reger Mitarbeit der 
Direktoren und Richter ein Ergebnis erzielt worden 
ist, das einen weiteren Schritt zur Verbesserung unserer 
Arbeit darstellt.
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